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Pflichterfüllung statt
Superman-Getue
Die Zeit nach Berlusconi bricht an. Italiens Politik muss

jetzt ernsthafter, moralischer, verantwortungsbewusster

und solidarischer werden

Valdo Spini
.................................................................................................................

Der Weg für einen Neuanfang ist

endlich frei. Nach dem ersehnten

Abtritt von Silvio Berlusconi läuft

es auf eine Expertenregierung hi-

naus, wahrscheinlich unter der Füh-

rung des früheren EU-Kommissars

Mario Monti. Wir müssen uns dabei

bewusst sein, dass das Ende der Ära

Berlusconi einschneidende struk-

turelle Veränderungen in der poli-

tischen, wirtschaftlichen und sozia-

len Landschaft Italiens mit sich

bringen wird. 

Zu Berlusconis Haupteigen-

schaften gehörte die beständige

Zurschaustellung von Optimismus –

was mit dem Aufkommen der inter-

nationalen Finanzkrise nicht mehr

wirklich angesagt war; zu Berlus-

coni gehörte auch eine Politik gerin-

gerer Steuern, was aber schwierig

war wegen des hohen italienischen

Schuldenstands; außerdem rief er

gern nach Freiheit und sah in staat-

licher Kontrolle jedweder Art nur

„Kommunismus“ – und dies noch zu

einer Zeit, als auch Italien eingeste-

hen musste, dass man eine Regie-

rung benötigt, die das Land effizien-

ter und solidarischer gestalten

muss. All dies wurde noch verkom-

pliziert durch die Notwendigkeit,

die politischen Hauptverbündeten

von der Lega Nord davon zu über-

zeugen, dass man ein föderales

System einführen werde. Nur um

die speziellen Interessen des Nor-

dens zu berücksichtigen. Das alles

bestimmte viele Jahre die Politik

Italiens.

Wahlrecht ändern
Diese politische Philosophie, die das

Land geprägt hat, muss jetzt umfas-

send verändert werden, was nicht

ohne Schmerzen abgehen wird. In

der Zeit nach Berlusconi müssen

Ernsthaftigkeit, Moralität, Verant-

wortungsbewusstsein und soziale

Solidarität zu Ecksteinen werden.

Ein wichtiger Punkt für jede

neue Regierung in Italien: Das

Wahlrecht muss geändert werden,

denn hier ist – unter anderem durch

das System vorsortierter Kandida-

tenlisten, der Blocklisten – die Ver-

bindung zwischen Parlamentariern

und Wählern verloren gegangen.

Die Bürger kennen ihre eigenen

Abgeordneten gar nicht mehr, was

sehr negativ ist, besonders in einer

Zeit, in der die Menschen der Politik

und den Politikern wenig Vertrauen

entgegenbringen. Die neue Regie-

rung muss sich diesem Thema unbe-

dingt stellen und dafür eine Lösung

finden. 

Auf Opfer vorbereiten
Eine Regierung Monti wird die poli-

tische Landschaft Italiens verän-

dern, sie sollte über die Stimmen der

Berlusconi-Partei und der Demo-

kraten verfügen. Das wäre eine völ-

lig neue Situation, die tragfähig sein

könnte, wenn die Regierung gleich-

zeitig auf europäischer und inter-

nationaler Ebene starke Unterstüt-

zung erfährt. Und wenn es ihr ge-

lingt, das italienische Volk für sich

zu gewinnen. Die Hauptlast wird auf

der Mitte-links-Partei lasten, den

Demokraten, die zeigen müssen,

dass sich die Opfer, die jetzt von den

Italiener abverlangt werden, mittel-

bis langfristig bezahlt machen.

Die Herausforderung besteht da-

rin, ein Italien aufzubauen, das seine

Finanzen gerecht angeht, das die

Produktivität erhöht, das auf dem

Weltmarkt wieder wettbewerbs-

fähig ist, das sein Sozialsystem re-

formiert, das auch die Bedürfnisse

der jungen Menschen erfüllt, das

über Institutionen und politische

Parteien verfügt, die ehrlich und

effizient sind, und das für interna-

tionalen Zusammenhalt eintritt und

in Europa und weltweit Respekt zu-

rückgewinnt.

Unter diesen gegenwärtigen,

sehr außergewöhnlichen Umstän-

den braucht es keinen „Superman“

à la Berlusconi, sondern ernsthafte

und professionelle politische Füh-

rer, die ihrem Volk ein gutes Vorbild

sind. Mario Monti verfügt über

diese Persönlichkeit.

Wenn jeder seine Pflicht erfüllt,

könnte Italien eine moralische, poli-

tische, gesellschaftliche und wirt-

schaftliche Renaissance erleben.

Das ist die Botschaft, die die politi-

schen Kräfte, die gegen Berlusconi

antraten und die jetzt die Regierung

unterstützen werden, den italieni-

schen Bürgern vermitteln wollen.
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Valdo Spini ist linksdemokratischer

Politiker und Schriftsteller in Italien.

Von 1993 bis 1994 war er Umwelt-

minister.
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Zum Kommentar Das absurde 
Betreuungsgeld von Ulrike Sosalla 
FTD VOM 8. NOVEMBER 2011

Kinder nicht abschieben
Zum Glück gibt es noch ein paar El-

tern, die zum Wohle ihrer Kinder die

Erziehungszeit eine gewisse Zeit

verlängern wollen. Es ist weitaus

besser, Geld dort zu investieren. Dies

als Herdprämie zu verunglimpfen

ist unverschämt. Wo kommen denn

die bestgebildeten Kinder her? Dort,

wo sie am längsten die Nähe der

Familie gespürt haben und nicht ab-

geschoben wurden. Das haben im

Übrigen Psychologen schon vor

langer Zeit herausgefunden. Meine

Frau und ich wären jedenfalls froh

gewesen, wenn es zu unserer Kin-

dererziehungszeit 200 Mark im Mo-

nat als gesellschaftliche Anerken-

nung gegeben hätte. Es hätte uns

sehr geholfen, über die Runden zu

kommen, bei fünf Kindern. 

Hans Scholz, München
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Deutschland setzt 
jetzt bis zu 20 Prozent
seiner Wirtschafts-
leistung aufs Spiel

2006 war das einzig
schöne Jahr. Seit 2007
ist Krise. Seit 2010
herrscht Untergang 

Wir Krisenkinder
Dotcom, Finanzkrise, Euro-Krise: Eine ganze Generation erlebt die „Krise“ als Dauerzustand –

ausgerechnet in der heiligen Phase des Nestbaus. Immer mehr schalten nur noch ab

Horst von ButtlarHorst von Buttlar

„Ich habe echt keinen Bock auf noch
so eine fette Rezession“, sagte neulich
ein Freund. „Hört das denn nie auf?“ 

Vor uns lagen die ewigen Unter-
gangsschlagzeilen, mit dem ewigen
Abgrund, an dem Europa steht, dem
zeitlosen Beben, der permanenten Pa-
nik, die sich vergangene Woche zum
Höllen-Inferno-Beben-Abgrund-Un-
tergang steigern musste. 

Selbst wenn man auf diese Zeilen
gar nicht mehr schaut und die Billio-
nen nicht mehr zählt, so wie die Men-
schen früher in Kriegen aufgehört ha-
ben, die Toten zu zählen, so durchfuhr
mich bei dem Satz ein nur zu bekann-
tes Gefühl. Ja, recht hat er, nicht schon
wieder. Nicht noch eine Rezession,
nicht noch einmal Angst. 

Wenn ich die weniger aufgeregten
Zeilen lese, vom Abflauen, dem Still-
stand, der drohenden Rezession, da
kommt das Gefühl einer Endlosschlei-
fe. Wie das Thema einer Melodie, die
sich wiederholt: wir Krisenkinder.

Wir wachsen auf mit der Krise als
Dauerzustand, als Grundrauschen.
Ein Jahrzehnt voller Blasenplatzen,
Untergängen und Überlebenskämp-
fen. Natürlich hungern wir deswegen
nicht. Unsere Autos werden trotzdem
größer und die Wohnungen quadrat-
meterstärker, wir rüsten uns aus und
rüsten auf mit dem ganzen Spielzeug,
das von der allmählichen Verspie-
ßung ablenken soll. Die Fernseher
werden flacher, die Smartphones
nicht mehr alt. Auch wir werden fett.

Und doch wird geknapst und ge-
japst – denn eine ganze Dekade voller
Krise trifft eine Generation in der
Phase des Nestbaus, also ausgerech-
net da, wo man träumt und plant und
hofft. Wo man etwas wagen muss, wo

die Kraft noch unerschöpflich scheint.
Der äußere Wohlstand verdeckt

bei vielen eine argwöhnische, mitun-
ter verzagte Wachsamkeit und die na-
gende Ahnung: Dieser Wohlstand ist
nicht gegeben. Wachstum ist nicht
gegeben. Das kann immer entgleiten.

Die „Krise“ ist das, was bleibt. 
Die Jugend dieser Generation un-

ter Helmut Kohl war ja schon bleiern,
und viele Jahre bekam sie nur gesagt,
wie schlecht und absteigend doch die-
ses Land ist. Kurz kam der Wahn der
New Economy, einige wurden reich,
die meisten mussten ihre eilig zusam-
mengeschraubten Ikea-Schreibtische
in der Berliner Chausseestraße bald
wieder verlassen. Jahre der Stagna-
tion folgten, die Schröder-Agenda-
Jahre mit ihrer großen Botschaft:
Dein Land, in dem du alt und reich
werden willst, ist ein Sanierungsfall.
Einige zählten bald zur „Generation
Praktikum“. 2006 war das einzig
schöne Jahr in dem Jahrzehnt. Viel
Sonne, schöner Fußball. Seit 2007 ist
Krise. Seit 2010 Untergang. 

Seit letzter Woche Inferno.
Das heißt nicht automatisch, dass

nun eine ganze Generation nur Schiss
hat – einigen ist es vielleicht sogar
egal, es kümmert sie nicht. Und es
stimmt ja, wir kaufen trotzdem zu
teure Häuser im Speckgürtel von

Großstädten und hauen jeden Monat
das Geld raus. Die Ungewissheit ist
trotzdem da – die permanente Mög-
lichkeit des Abgrunds. Das nistet sich
in die Körperfasern ein, und so kann
es sein, dass einige Kohorten durch
die vergangene Dekade doch einen
kleinen Schaden bekommen haben.

Das zweite Problem ist, neben der
Angst um den Wohlstand, der Begrün-
dungsnotstand der Demokratie. Wäh-
rend Kitagebühren zusammengestri-
chen werden und Schulen verrotten,
jagen diese Abermilliarden jeden Tag
durch unsere Wohnzimmer. Ein Groß-
teil hört schon gar nicht mehr zu, weil
es ihn entweder eh nie interessiert hat,
warum CDU und SPD streiten, oder
weil er ahnt, dass dieser Streit inzwi-
schen Schattenboxen ist: Die Dauer-
intervention wird zum Alltag, egal ob
sozialdemokratisch, grün, liberal oder
konservativ. Die große Rechtfertigung
aber, was hier warum gemacht werden
muss, die fehlt schlicht. 

Ein kurzer Exkurs sei hier gestat-
tet: Ökonomen können, je nach ihrer
Weltvorstellung, diese Dauerinter-
ventionen und ihre Widersprüche
problemlos begründen – Notenban-
ken haben in Notzeiten die Pflicht zur
Intervention, sie können Geld dru-
cken und aus dem Nichts schöpfen,
einige sagen sogar: Sie müssen es.
Wer, wenn nicht die Notenbank? 

Auch Historiker können diese
Luftschlösser und das Prinzip der
Prinzipienlosigkeit begründen: „Das
Brechen der Regel“, schreibt Charles
Kindleberger in „Manien, Paniken,
Crashs“ (eines der besten Bücher über
die Geschichte von Finanzkrisen),
schaffe einen „Präzedenzfall und da-
mit eine neue Regel, die entweder be-
folgt oder erneut gebrochen werden
sollte, je nachdem wie es die Situation
verlangt.“ Die Intervention, so Kind-
leberger, sei „eher eine Kunst als eine
Wissenschaft. Die allgemeine Regel,
dass ein Staat immer intervenieren
oder niemals intervenieren sollte, ist
in beiden Fällen falsch.“ 

Sogar John Locke, der Vater der
Gewaltenteilung, hätte in dieser
Krise zu der geballten Macht der Exe-
kutive wohl sein Okay gegeben. In
seinem Konzept der „Prärogative“ in
den „Zwei Abhandlungen über die Re-
gierung“ hat er ausdrücklich gesagt,
dass in Notsituationen die Exekutive

„ohne Vorschrift des Gesetzes, zu-
weilen sogar gegen das Gesetz, nach
eigener Entscheidung für das öffent-
liche Wohl zu sorgen“ hat – weil der
Gesetzgeber beim Schaffen der Ge-
setze nicht alles voraussehen kann.
Eine strenge Auslegung der Gesetze
könnte sogar Schaden anrichten. 

Was heißt das für uns Krisen-
kinder? Wenn die Regellosigkeit die
Regel und die Prinzipienlosigkeit das
Prinzip wird, verschieben sich ganze

Wertesysteme. Denn das Gefühl
bleibt: Diese Fantastilliarden relati-
vieren alles und können spielend zum
Aberwitz von „denen da oben“ für „die
Griechen“ erklärt werden. Was will
denn die SPD gestalten, wenn sie
2013 an die Macht kommt?

Entweder also man schaltet ab
(was viele tun), oder man versucht zu
verstehen, was sich da abspielt – wo-
bei diese Leistung unweigerlich die
alten Ängste hochkocht. Die Weige-
rung, dem Billionenwahn zu folgen,
ist eine Schutzhandlung.

Und es ist ja atemberaubend:
Deutschland setzt gerade bis zu
20 Prozent seiner Wirtschaftsleistung
ein, um vielleicht zehn des BIPs zu ret-
ten. Ein Manöver, das schwindeln
macht, das über den Wohlstand unse-
rer Generation entscheidet. Da sollte
jeder mitreden, auch wenn gerade
Nummer zwei im Anmarsch ist oder
der Job mal wieder so furchtbar stres-
sig ist. Wir werden das alle bezahlen.
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Horst von Buttlar leitet das Ressort
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Montag an dieser Stelle.
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„An einem bundesweiten Mindestlohn führt kein Weg vorbei“
THORSTEN SCHULTEN ist Wissenschaftler des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts
(WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung

Die Antwort ist 8,50 Euro pro Stunde
Endlich ist Bewegung in die Diskussion um den Mindestlohn gekommen. Aber jetzt darf die

CDU nicht länger herumdrucksen. Sie muss in wichtigen Fragen Farbe bekennen

Thorsten Schulten
...................................................................................................................................................................

Der Mindestlohn scheint zum großen Konflikt-

thema auf dem CDU-Parteitag zu werden. Immer-

hin streitet sich die Union auf der Höhe der Zeit.

Denn die Mindestlohndebatte hat längst eine neue

Stufe erreicht. Heute geht es nicht mehr um die

Frage, ob Deutschland einen Mindestlohn braucht,

sondern nur noch darum, wie er konkret ausgestal-

tet werden soll. Hierbei müssen drei grundlegende

Fragen beantwortet werden. Erstens: Wie soll die

Reichweite des Mindestlohns sein? Zweitens: Wer

soll ihn festlegen? Und drittens: Was ist seine an-

gemessene Höhe?

Bei allen drei Fragen sind die in der CDU disku-

tierten Antworten allerdings bislang eher konfus

und wenig durchdacht. Beginnen wir mit der Reich-

weite des Mindestlohns: Die CDA, der Arbeitneh-

merflügel der CDU, plädiert für die Festlegung einer

„allgemeinen Lohnuntergrenze“. Sie soll in denjeni-

gen Bereichen gelten, in denen es keine Tarifver-

träge gibt. Damit soll der Vorrang des Tarifvertrags

gewährt und die Tarifautonomie geschont werden.

Was auf den ersten Blick plausibel erscheint, könnte

sich jedoch leicht als Bumerang erweisen. 

Seit Langem ist bekannt, dass in zahlreichen

Branchen Tarifverträge existieren, die in den unte-

ren Lohngruppen sehr niedrige Löhne festlegen.

Die Gewerkschaften stimmen solchen Regelungen

mitunter immer noch zu, da sie ansonsten Gefahr

laufen, überhaupt keinen Tarifvertrag durchsetzen

zu können. 

Ein Mindestlohn, der nur in tarifvertragsfreien

Zonen gilt, könnte in diesen Fällen für die Arbeit-

nehmerseite sogar einen Anreiz schaffen, Tarifver-

träge zu kündigen, um auf diesem Weg höhere

Löhne zu erreichen. Möglicherweise würden aber

auch sich christlich nennende Kleinstgewerkschaf-

ten in die Bresche springen und Tariflöhne unter-

halb der allgemeinen Lohnuntergrenze abschlie-

ßen. Ähnliche Erfahrungen bei der Leiharbeit haben

bereits in aller Deutlichkeit gezeigt, wohin ein sol-

ches Tarifdispositiv führen kann: zu krassen Nied-

riglöhnen.

Noch weniger überzeugend ist allerdings der

Vorschlag von Bundeskanzlerin Angela Merkel, auf

eine allgemeine Lohnuntergrenze zu verzichten

und es lieber bei einem System von unterschied-

lichen regionalen und branchenspezifischen Min-

destlöhnen zu belassen. Das wäre bestenfalls eine

symbolische Verbesserung gegenüber dem Status

quo. Der CDA-Vorsitzende Karl-Josef Laumann hat

völlig recht, wenn er davor warnt, dass ein bundes-

weiter Flickenteppich von unterschiedlichsten Min-

destlöhnen kaum umsetzbar ist und damit notwen-

dig zahlreiche Niedriglohnempfänger durch den

Rost fallen werden. An einem bundesweit einheit-

lichen Mindestlohn, der unmittelbar und universell

gültig ist, führt schon aus Gründen der Praktika-

bilität kein Weg vorbei.

Damit kommen wir zur Frage, wer den Mindest-

lohn festlegen soll. Die CDU spricht sich nach wie

vor vehement dagegen aus, dass die Politik eine all-

gemeine Lohnuntergrenze festlegt, und will die

Entscheidung stattdessen einer zentralen Kommis-

sion aus Arbeitgeber- und Gewerkschaftsvertretern

übertragen. Nun ist gegen eine Beteiligung der Ta-

rifvertragsparteien bei der Festlegung des Mindest-

lohns selbstverständlich nichts einzuwenden. In der

Tat werden in fast allen europäischen Nachbar-

ländern Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände

in die Mindestlohnfindung einbezogen. 

Das CDU-Modell drückt sich jedoch um die Fra-

ge, was passieren soll, wenn sich die zentrale Kom-

mission auf keinen gemeinsamen Mindestlohnsatz

verständigen kann. Dass ein solcher Fall keines-

wegs unwahrscheinlich ist, zeigt das langjährige

Verhalten der Bundesvereinigung der Deutschen

Arbeitgeber (BDA). Im bundesweiten Tarifaus-

schuss haben BDA-Vertreter sogar schon einmal die

Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifver-

trägen blockiert, die der betreffende Branchen-

arbeitgeberverband ausdrücklich wünschte. Einen

allgemeinen Mindestlohn lehnt die BDA prinzipiell

ab. Deshalb darf sich die Politik am Ende nicht aus

der Verantwortung stehlen und muss letztlich die

Entscheidung über einen angemessenen Mindest-

lohn selber fällen. 

Schließlich stellt sich die Gretchenfrage nach der

Höhe eines angemessenen Mindestlohns. Während

sich der Rest der Partei ausschweigt, hat die CDA

zumindest Farbe bekannt und die Leiharbeit ins

Spiel gebracht. Derzeit gelten hier tarifliche Min-

deststundensätze von 7,01 Euro im Osten und 7,89

Euro im Westen Deutschlands. Die CDU-Arbeitneh-

mer halten die Referenz zur Leiharbeit für geeignet,

weil deren Tarifverträge bereits eine Art branchen-

übergreifenden Mindestlohn festlegten. Das kann

man jedoch mit guten Argumenten kritisch hinter-

fragen: Warum soll ausgerechnet eine Branche den

Orientierungsrahmen für einen allgemeinen Min-

destlohn setzen, in der die Gewerkschaften mangels

Mitgliedern über so gut wie keine eigene Verhand-

lungsmacht verfügen, sondern weitgehend von den

Interessen der Leiharbeitsfirmen an Tarifverträgen

als Imagegewinn abhängig sind? 

Bislang scheut sich die CDU, eigenständige Kri-

terien für die Angemessenheit eines Mindestlohns

zu entwickeln. Dabei gibt es gute Orientierungs-

punkte: Wenn der Mindestlohn – wie derzeit auch

von der CDU überall verkündet wird – ein aus-

kömmliches Einkommen ermöglichen soll, so

könnte man die Mindestlohnhöhe beispielsweise an

dem Lohnniveau orientieren, bei dem ein alleinste-

hender Vollzeitbeschäftigter keinen Anspruch mehr

auf ergänzende Alg-II-Leistungen hat. Nach einer

Modellrechnung des WSI ist dafür ein Brutto-

monatslohn von 1470 Euro notwendig. Bei einer

40-Stunden-Woche würde dies einem Bruttostun-

denlohn von 8,50 Euro entsprechen. Damit wäre die

absolute Untergrenze für einen gesetzlichen Min-

destlohn in Deutschland markiert.

E-Mail leserbriefe@guj.de


